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Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1920 Nr. 24. 
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Juhalt: Geſetz, betreffend die Ausdehnung des Knappſchaftsgeſetzes auf Erdolbetriebe, S 285. — Geſetz, 
betreffend Verbandsordnung für den Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk, S. 286. — Verordnung, 
betreffend vorläufige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags, 
S. 306. — Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent⸗ 
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Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereiniachten Enteignungsverfahrens zu⸗ 
gunſten der der Gewerkſchaft Louiſe U in Senftenberg, Kreis Calau, gehörigen Grube Meuroſtollu 
bei Meuro, S. 307 — Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des ver 
einfachten Enteignungsverfahrens bei der Herſtellung von Leitungsanlagen durch das Elektrizitätswerk 
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vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 308. 


(Nr. 11897). Geſetz, betreffend die Ausdehnung des Knappſchaftsgeſetzes auf Erdölbetriebe. 
Vom 20. April 1920. : 
Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be- 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
TE 

Die Betriebe, die auf die Gewinnung von Erdöl mittels Schachtbaues 
gerichtet find, ſtehen den in den SE ! und 9 des Knappſchaftsgeſetzes in der 
Jaſſung der Bekanntmachungen vom 17. Juni und 30. Dezember 1912 (Geſetz⸗ 
ſamml. 1912 S. 137, 1913 S. 2) genannten Bergwerken gleich. 

Der § 1 Abſ. 3 des Knappſchaftsgeſetzes findet Anwendung. 
2. 

Die Betriebe, die auf die Gewinnung von Erdöl mittels Bohrverfahrens 
gerichtet find, ſtehen den im § 1 Abf. 3 des Knappſchaftsgeſetzes bezeichneten Ge⸗ 
werbsanlagen gleich. N 9 3 

Arbeiter und Werksbeamte, die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes nach 
dem 30. Juni 1918 auf einem der im § 1 bezeichneten Betriebe beſchäftigt waren, 
ſind auf ihren Antrag vom Eintritt in die Beſchäftigung an in Knappſchafts⸗ 
vereine aufzunehmen. 9 4 

Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch den zuſtändigen Miniſter. 

Berlin, den 20. April 1920. 


f Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
i Severing. Lüdemann. 


Seſetzſaumlung 1920. (Nr. 1189711902.) . 44 
Ausgegeben zu Berlin den 14. Juni 1920. 
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(Nr. 11898.) Geſetz, betreffend Verbandsorduung für den Siedlungsverband Ruhrkohlen⸗ 
bezirk. Vom 5. Mai 1920. 


5 verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


$1. 

a) Im Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Kohlenbezirke wird zur Förderung der Sied⸗ 
lungstätigkeit ein Verband begründet. Der Verband iſt eine öffentlich⸗rechtliche 
Körperſchaft zur Verwaltung aller Angelegenheiten, die der Förderung der Sied- 
lungstätigkeit im Verbandsgebiete dienen, ſeine Aufgaben auf kommunalem Gebiete 
(Selbſtverwaltungsangelegenheiten) und auf ſtaatlichem Gebiete (Auftragsangelegen⸗ 
heiten) werden durch dieſes Geſetz beſtimmt. 

Aufgaben des Verbandes ſind insbeſondere: 

1, die Beteiligung an der Feſtſtellung der Fluchtlinien⸗ und Bebauungs⸗ 

pläne für das Verbandsgebiet ($ 16). Für die Straßen, für die der 
Verband Fluchtlinien feſtzuſetzen berechtigt iſt, iſt der Verband auch 
zur Übernahme der Wegebaupflicht berechtigt / 

2. die Förderung des Kleinbahnweſens, insbeſondere des zwiſchengemeind⸗ 

lichen Verkehrs, im Verbandsgebiete i 
3. die Sicherung und Schaffung größerer von der Bebauung freizuhaltender 
Flächen (Walder, Heide“, Waſſerflächen und ähnlicher Erholungsflächew); 
4. die Durchführung wirtſchaftlicher Maßnahmen im Verbandsgebiete zur 
Erfüllung des Siedlungszwecks im Rahmen dieſes Geſetzes, 
5. die Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung im Verbandsgebiete (8 20); 
6. die Mitwirkung an dem Erlaſſe von Bau- und Wohnungsordnungen 
8 22 Ziffer D. 
: e) Bei der Durchführung der Aufgaben des Verbandes find. die Intereſſen 
der Denkmalpflege, Naturdenkmalpflege und des Heimatſchutzes möglichſt zu be 
rückſichtigen. 

(3) Der Verband erhält die Bezeichnung „Siedlungsverband Ruhrkohlen⸗ 

bezirk“. Sein Sitz iſt die Stadt Eſſen. 


8 2. 
(1) Mitglieder des Verbandes find die Stadtkreiſe Bochum, Buer, Dori- 


mund, Duisburg, Eſſen, Gelſenkirchen, Hamborn, Hamm, Herne, Hörde, Mit 
heim (Ruhr), Oberhauſen, Recklinghauſen, Sterkrade und Witten, die Landkreiſe 


Bochum, Dinslaken, Dortmund, Eſſen, Geldern, Gelſenkirchen, Hamm, Hattingen, 


Hörde, Mörs und Recklinghauſen. 


rern 


— 287 — 


6) Innerhalb des Verbandsgebiets neugebildete Stadt⸗ oder Landkreiſe 
werden mit der Neubildung Mitglieder des Verbandes. Die Städte Bottrop 
und Gladbeck ſtehen in diefer Hinſicht bereits jetzt neugebildeten Stadtkreiſen gleich. 

(2) Die Aufnahme eines außerhalb des Verbandsgebiets belegenen Stadt⸗ 
oder Laudkreiſes in den Verband erfolgt mit Zuſtimmung des Kreiſes und des 
Verhandes durch Anordnung der Staatsregierung. Der Beſchluß der Verbands⸗ 


verſammlung bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen 


Stimmen. 

(Die Stadtkreiſe Crefeld und Düſſeldorf ſowie die Landkreiſe Cleve, 
Crefeld, Düſſeldorf, Kempen, Lüdinghausen, Nees find berechtigt, binnen 3 Jahren 
nach dem Inkrafttreten des Geſetzes dem Verbande beizutreten. Die Friſt kann, 
falls ein Kreis innerhalb dieſes Zeitraums zur Entſcheidung über dieſes Recht 
nicht in der Lage war, durch Anordnung der Staatsregierung um einen Zeit⸗ 
raum bis zu längſtens weiteren drei Jahren verlängert werden. 

6) Das Verbandsgebiet umfaßt das Gebiet der Mitglieder. Eine Ver⸗ 
änderung der Kreisgrenzen, die zugleich Grenzen des Verbandes ſind, hat die 
Veränderung der Verbandsgrenzen zur Folge. g 


$ 3. | 
Organe des Verbandes find die Verbandsverſammlung (Vertretung des 
Verbandes), der Verbandsausſchuß Vorſtand des Verbandes) und der Verbands⸗ 
direktor. 
SA. 


(1) Die Verbandsverſammlung beſteht aus dem Verbandspräſidenten (3 24) 
als Vorſitzenden und den gewählten Abgeordneten. 

(2) Die Abgeordneten werden zur Hälfte von den Vertretungen der Mir 
glieder — Stadtverordnetenverſammlungen, Kreistagen — ($ 5) und zur Hälfte 
von den Arbeitsgemeinſchaften ($ 6) gewählt. 


25: 

a) Die Zahl der von den Mitgliedervertretungen zu wählenden Abgeord⸗ 
neten wird für jedes Mitglied nach der Bevölkerungszahl beſtimmt. Es entfallen 
auf jedes angefangene Halbhunderttauſend Einwohner je ein Abgeordneter, jedoch 
mit der Maßgabe, daß jedem Landkreiſe mindeſtens zwei Abgeordnete zuſtehen. 

() Ergibt ſich hiernach eine ungerade Geſamtzahl, fo iſt dem größten 
Stadtkreis unter den Städten mit weniger als 50 000 Einwohnern und in Er⸗ 
mangelung eines ſolchen dem größten Landkreis ein weiterer Abgeordneter zu⸗ 
zuteilen. a 

6) Mindeſtens ein Abgeordneter eines jeden Landkreiſes, und ſofern auf 
den Landkreis mehr als drei Abgeordnete entfallen, mindeſtens zwei Abgeordnete 
ſolken dem Vorſtand oder der Vertretung einer größeren Gemeinde, einer größeren 
Bürgermeiſterei oder eines größeren Amtes innerhalb des Kreiſes entnommen werden. 

44* 
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(J) Die Feſtſtellung der auf die Mitglieder entfallenden Abgeordneten erfolgt 
für die erſte Wahl durch den Verbandspräſidenten, für die ſpäteren Wahlen durch 
Beſchluß des Verbandsausſchuſſes. Der Beſchluß iſt den Mitgliedern zuzuſtellen. 
Gegen den Beſchluß findet binnen zwei Wochen die Beſchwerde bei dem Verbands⸗ 
präſidenten ſtatt. 

(5) Für jeden Abgeordneten, ſoweit er nicht Magiſtratsperſon oder Kreis- 
ausſchußmitglied iſt, iſt ein Stellvertreter zu wählen. 


(6) Im Falle des Eintritts neuer Mitglieder in den Verband findet für 
dieſe ſowie für die dadurch in ihrer Einwohnerzahl veränderten Mitglieder 
alsbald eine neue Feſtſtellung und Wahl der Abgeordneten ſtatt. 

(7) Die Wahl erfolgt, ſofern mehr als zwei Abgeordnete zu wählen ſind, 
nach den Grundſätzen der Verhältniswahl, im übrigen durch Wahl nach abſoluter 
Stimmenmehrheit. er 

(8) Die Abgeordneten find befugt, ſich durch ihren Stellvertreter vertreten 
zu laſſen, desgleichen die Abgeordneten, die Magiſtratsperſonen oder Kreisausſchuß⸗ 
mitglieder ſind, durch andere Magiſtratsperſonen oder Kreisausſchußmitglieder. 

(9) Bei dem Ausicheiden eines Abgeordneten tritt deſſen Stellvertreter an 
ſeine Stelle. Iſt ein Stellvertreter nicht vorhanden, ſo iſt eine Erſatzwahl vor⸗ 
zunehmen. Der zu Wählende muß, wenn die Hauptwahl im Wege der Ver⸗ 
hältniswahl ſtattgefunden hat, derſelben Richtung angehören wie der ausgeſchiedene 
Abgeodnete, und wenn dieſer Magiſtratsperſon oder Kreisausſchußmitglied war, 
wiederum dem Magiſtrat oder Kreisausſchuß angehören. 


§ 6. 5 

(1) Die gleiche Zahl von Abgeordneten, die die Mitgliedervertretungen zu 
wählen haben (§ 5), entfällt zur Wahl auf die Ausſchuſſe (Vorſtände) der Arbeits⸗ 
gemeinſchaften, zu denen ſich Arbeitgeber und Arbeitnehmer zuſammengeſchloſſen 
haben. Die Staatsregierung beſtimmt diejenigen Arbeitsgemeimſchaften, deren 
Ausſchüſſe als Wahlkörperſchaften zu gelten haben, und verteilt die Abgeordneten 
auf fie. Dabei iſt die Zahl der Angeſtellten und Arbeiter der zur einzelnen 
Arbeitsgemeinſchaft gehörenden Betriebe, deren wirtſchaftliche Bedeutung und 
raumliche Ausdebnung als Verteilungsmaßſtab zu berückſichtigen. In jeder Wahl⸗ 
forperichaft entfällt die Hälfte der Abgeordneten auf Arbeitgeber, die Halfte auf 
Arbeitnehmer. : \ 

(2) Soweit für einzelne wichtige Erwerbszweige Arbeitsgemeinſchaften der 
im Abf. 1 gedachten Art zur Zeit der Wahl nicht beſtehen, beſtimmt oder bildet 
die Staatsregierung die Wahlkörperſchaften (Handels-, Handwerks., Landwirtſchafts⸗ 
kammern, Gewerkſchaften und ähnliche Verbände). Die Grundſätze des Abi. 1 
über die Verteilung der Abgeordneten ſind entſprechend anzuwenden. 

() Die Staatsregierung hat die getroffenen Anordnungen innerhalb eines 

Nonats nach Erlaß der Landesverſammlung vorzulegen. 


BE 
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(%) Für jeden Abgeordneten iſt ein Stellvertreter zu wählen. Die Vor⸗ 
ſchriften im § 5 Abſ. 9 finden entſprechende Anwendung. 


Kiez 

(1) Die Abgeordneten und deren Stellvertreter werden auf vier Jahre, im 
Falle zwiſchenzeitlicher Wahl ($ 5 Abf. 6 und 9) für die Dauer der laufenden 
Wahlperiode gewählt. 

e) Die gemäß § 5 gewählten Abgeordneten müſſen durch ihren Wohnſitz, 
die gemäß § 6 gewählten Abgeordneten durch ihren Wohnſitz oder den Sitz ihrer 
beruflichen Tätigkeit dem Verbandsgebiet angehören. Im übrigen müſſen die 
Abgeordneten die Wählbarkeit zur preußiſchen Volksvertretung beſitzen. Dieſe 
Beſtimmungen finden auf die Stellvertreter Anwendung. 

6) Em Abgeordneter oder Stellvertreter, der im Laufe der Wahlzeit die 
Wählbarkeit verliert, ſcheidet aus der Verbandsverſammlung aus. 


% Die näheren Beſtimmungen über die Durchführung der Wahlen werden 
durch eine von der Staatsregierung zu erlaſſende Wahlordnung getroffen. Die 
Wahlordnung iſt der Landesverſammlung innerhalb eines Monats nach Erlaß 
vorzulegen. 

988. 

) Die Verbandsverſammlung beſchließt auf Einſpruch eines Abgeordneten 
oder von Amts wegen: : 

1. über die Gültigkeit der Abgeorönetenwahlen; 


2. über das Erlöſchen eines Wahlauftrags infolge Eintritts neuer Mit⸗ 
glieder ($ 5 Abſ. 6) oder Wegfalls der Wählbarkeit (§ 7 Abſ. 3); 
3. über den Eintritt eines Erſatzmanns für einen ausgeſchiedenen Ab 
geordneten. i 
E) Der Einſpruch iſt bei dem Verbandsausſchuß einzulegen. Seine Er⸗ 
hebung iſt im Falle der Ziffer 1 nur binnen vier Wochen nach der Wahl zuläſſig. 
f 6) Gegen den Beſchluß ſteht jedem Abgeordneten ſowie demjenigen, deſſen 
Wahl für ungültig oder deſſen Wahlauftrag für erloſchen erklart worden iſt, die 
Klage im Verwaltungsſtreitverfahren beim Verbandsrate (§ 26) und gegen deſſen 
Entſcheidung binnen zwei Wochen die Berufung an das Oberverwaltungsgericht 
zu. Die Klage hat aufſchiebende Wirkung. Wird im Falle der Ungültigfeits- 
erklärung einer ganzen Wahl dieſer Beſchluß im Verwaltungsſtreitverfahren be⸗ 
ſtätigt, ſo iſt die Wahl binnen längſtens drei Monaten nach Zuſtellung des Er⸗ 
kenntniſſes zu wiederholen. 


(0 Die neugewählten Abgeordneten werden vom Verbandspräſidenten durch 
Handſchlag auf die gewiſſenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten verpflichtet, ſo⸗ 
weit ſie nicht als Beamte vereidigt ſind. 


®@ 


2 
N 07% \ 
a) Die Verbandsverſammlung wird durch den Verbandspräſidenten ein- 
berufen, ſo oft dieſer es für erforderlich erachtet oder ſofern der Verbandsaus⸗ 
ſchuß oder 40 Abgeordnete der Verbandsverſammlung es beantragen. Mit der 
Einberufung ſind die Gegenſtände, über welche verhandelt werden ſoll, mitzu⸗ 
teilen (Tagesordnung). 


(2) Der Verbandspräſident leitet die Verhandlungen ohne ee Stimm⸗ 
recht und handhabt die Ordnung der Verſammlung. 


(3) Die Verbandsverſammlung iſt beſchlußfähig, wenn die Wahlen für min⸗ 
deſtens fünf Sechſtel der Abgeordneten durchgeführt und mehr als die Hälfte der 
Mitglieder anweſend ſind. Die Verſammlung gilt ſolange als beſchlußfähig, als die 
Beſchlußunfähigkeit ſich nicht bei einer namentlichen Abſtimmung ergibt oder bis 
die Beſchlußfähigkeit aus der Mitte der Verbandsverſammlung angezweifelt und 
daraufhin die Beſchlußunfähigkeit feſtgeſtellt iſt. 

(1) Hat ein Gegenſtand wegen Beſchlußunfähigkeit nicht verhandelt werden 
können, ſo iſt die erneut und unter ausdrücklichem Hinweis hierauf zur Ver⸗ 
handlung desſelben Gegenſtandes berufene Verſammlung ſtets beſchlußfähig. 


8 
(s) Beſchlüſſe der Verbandsverſammlung werden, ſoweit nicht dieſes Geſetz 
etwas anderes beſtimmt, mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

(6) Bei der Beratung und Abſtimmung über ſolche Gegenſtände, welche 
das beſondere Pripatintereſſe eines einzelnen Abgeordneten, feines Chegatten oder 
ſeiner Verwandten und Verſchwägerten bis zum dritten Grade berühren, darf 
der Betreffende nicht zugegen ſein. Über das Vorliegen dieſer Vorausſetzung 
entſcheidet endgültig die Verbandsverſammlung. 

(7) Der Verbandsdirektor und in deſſen Auftrag die Beigeordneten nehmen 
an den Verhandlungen der Verbandsverſammlung, ſofern ſie nicht Abgeordnete 
ſind, mit beratender Stimme teil und ſind auf Verlangen jederzeit zu hören. 

(8) Die Sitzungen der Verbandsverſammlungen find in der Regel öffentlich. 

(9) Im übrigen regelt die Verbandsverſammlung ihre Geſchäftsführung, 
insbeſondere auch die Form und ZFriſt der Einberufung, durch eine beſondere 
Geſchäftsordnung. 

910. 

(i) Die Berufe fung über alle Verbandsangelegenheiten, die nicht durch 
Geſetz oder Satzungen einem anderen Organ übertragen ſind, liegt der Verbands⸗ 
verſammlung ob. 


e) Sie beſchließt insbeſondere über: 
1. den Erlaß von Satzungen ($ 15); 
2. die Feſtſtellung des Haushaltsplans, 


0 


3. die Feſtſtellung der Jahresrechnung und die Erteilung der Entlaſtung; 

4. die Errichtung von Verbandsämtern ſowie die Anſtellungs⸗ und Be⸗ 
ſoldungsverhältniſſe der Verbandsbeamten; 

5. die Durchführung wirtſchaftlicher Maßnahmen und die Deckung der 
Ausgaben; 

6. die Vorlagen des Verbandspräſidenten und Verbandsausſchuſſes; 

7. Gutachten, die die Auffichtsbehörde von ihr erfordert. 


Sell: 

c) Der Verbandsausſchuß beſteht aus ſiebzehn Mitgliedern. Je acht find 
aus den gemäß § 5 und gemäß $ gewählten Abgeordneten der Verbandsverſamm⸗ 
lung zu entnehmen. Außerdem iſt der Verbandsdirektor ſtimmberechtigtes Mitglied. 

e) Im Anſchluß an die Wahl der Abgeordneten nach $ 5 wählen die 
Wablkörperſchaften (Stadtverordnetenverſammlungen, Kreistage) durch verdeckte 
Stimmzettel nach abſoluter Stimmenmehrheit einen der Abgeordneten als Wahl⸗ 
mann für die Wahl des Verbandsausſchuſſes. Die Wahl durch Zuruf iſt zu⸗ 
läſſig, ſofern fich kein Widerſpruch dagegen erhebt. Erhält beim erſten Wahlgang 
kein Abgeordneter mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen, ſo iſt 
unter jedesmaligem Ausſcheiden desjenigen, der die wenigſten Stimmen erhalten 
hat, die Wahl ſo oft zu wiederholen, bis ein Abgeordneter mehr als die Hälfte 
der Stimmen erhalten hat. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom Vor⸗ 
ſitzenden der Wahlkörperſchaft zu ziehende Los. Die Wahlmänner wählen aus 
der Zahl der Abgeordneten acht Ausſchußmitglieder. Die Wahl erfolgt durch ver⸗ 
deckte Stimmzettel mit abſoluter Mehrheit. Die Wahl durch Zuruf iſt zuläſſig, 
falls ein Widerſpruch nicht erfolgt. Der Verbandspräſident leitet die Wahl. 
Er trifft, ſoweit erforderlich, die weiteren Vorſchriften über die Durchführung 
der Wahl der Wahlmänner und der Ausſchußmitglieder. 

() Die nach § 6 gewählten Abgeordneten wählen acht Ausſchußmitglieder 
aus ihrer Mitte, und zwar zur Hälfte aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Die 
Wahl erfolgt entſprechend der Beſtimmung im Abſ. 2. Der Verbandspräſident 
kann anordnen, daß einzelne Mitglieder beſtimmten Arbeitsgemeinſchaften oder 
Berufsgruppen entnommen werden. 8 a 

( Für jedes gewählte Ausſchußmitglied iſt nach gleichen Grundſätzen ein 
Stellvertreter zu wählen. Beim Ausſcheiden eines Ausſchußmitglieds oder Stell 
vertreters findet eine Erſatzwahl ſtatt. Der Verbandsdirektor iſt befugt, ſich im 
Verbandsausſchuſſe durch einen Beigeordneten vertreten und die Beigeordneten in 
ſeinem Auftrag an den Verhandlungen des Ausſchuſſes teilnehmen zu laſſen. 

() Der Verbandsausſchuß wählt aus feinen Mitgliedern einen Vorſitzenden 
und einen Stellvertreter. 

e) Ein Ausſchußmitglied ſcheidet aus, wenn es aufhört Abgeordneter der 
Verbandsverſammlung zu ſein. 


(7) Der Verbandsausſchuß, fein Vorſitzender und deſſen Stellvertreter find 
nach jeder Neuwahl der Verbandsverſammlung neu zu wählen. 

(s) Der Verbandsausſchuß führt feine Geſchäfte als Kollegium. 

(3) Die Beſtimmungen des § 8 letzter Abſatz und des § 9 Abſ. 3 bis 6 
finden auf den Verbandsausſchuß entſprechend Anwendung. 

(10) Der Verbandspräſident nimmt an den Sitzungen des Verbandsaus⸗ 
ſchuſſes nicht teil. Er iſt über das Ergebnis der Verhandlungen und die Be⸗ 
ſchlüſſe des Verbandsausſchuſſes durch deſſen Vorſitzenden fortlaufend zu unter⸗ 
richten. Er iſt berechtigt, in beſonderen Fällen und beſonders, ſoweit es ſich um 
Auftragsangelegenheiten oder Angelegenheiten, die zur Zuſtändigkeit der Verbands⸗ 
verſammlung gehören, handelt, ausnahmsweiſe eine Einberufung des Verbands⸗ 
ausſchuſſes zu einer Sitzung unter ſeiner Teilnahme zu verlangen. Die Landes⸗ 
hauptleute der Rheinprovinz und der Provinz Weſtfalen ſind berechtigt, je einen 
Vertreter in die Sitzungen des Verbandsausſchuſſes zu entfenden, die an den 
Verhandlungen mit beratender Stimme teilnehmen. 

8 (11) Im übrigen regelt der Verbandsausſchuß feine Geſchäftsführung durch 
eine beſondere Geſchäftsordnung. 


K 12. 
Dem Verbandsausſchuſſe liegt insbeſondere ob: 
1. die Vorbereitung und Ausführung der Beſchlüſſe der Verbandsver⸗ 
ſammlung; 
2. die Überwachung der Geſchäftsführung des Verbandsdirektors; 
3. die Anſtellung der Verbandsbeamten mit Ausnahme des Verbands⸗ 
direktors und der Beigeordneten; 
4. die Erſtattung von Gutachten, die die Aufſichtsbehörde von st er⸗ 
fordert. 
8 
(1) Der Verband hat die zur Erledigung der Verbandsaufgaben erforder⸗ 
lichen Beamten, insbeſondere den Verbandsdirektor und die erforderliche Anzahl 
Beigeordneter, anzuſtellen. 
(2) Der Verbandsdirektor und die Beigeordneten werden von der Verbands⸗ 
verſammlung auf zwölf Jahre gewählt. Sie ſind im Hauptamt zu beſtellen. 
(3) Die Beigeordneten führen die Geſchäfte, die ihnen der Verbandsdirektor 
überträgt, nach deſſen Weiſungen. Sie vertreten den Verbandsdirektor im Be⸗ 


hinderungsfall oder bei Erledigung der Stelle in der durch die Verbandsver⸗ 


ſammlung zu beſtimmenden Reihenfolge. 

() Die Verbandsbeamten werden vom Verbandsdirektor auf die gewiſſen⸗ 
hafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten verpflichtet. 

(6) Die Durchführung der Wahl und die Rechtsverhältniſſe der Verbands⸗ 
beamten, einſchließlich des Verfahrens bei Dienſtvergehen, regeln ſich im übrigen 
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nach den Beſtimmungen, welche für ſtädtiſche Beamte im Geltungsbereiche der 
Bürgermeiſtereiverfaſſung gelten, mit der Maßgabe, daß der Verbandsdirektor dem 
Bürgermeiſter gleichzuſtellen iſt. 

6 : $ 14. 

(1) Der Verbandsdirektor führt unter Aufficht des Verbandsausſchuſſes die 
laufenden Geſchäfte des Verbandes. Was laufendes Geſchäft iſt, entſcheidet im 
Zweifelsfalle der Verbandsausſchuß. Der Verbandsdirektor bereitet die Beſchlüſſe 
des Verbandsausſchuſſes nach Benehmen mit den beteiligten örtlichen Verwaltungs⸗ 
ſtellen vor und trägt für ihre Ausführung Sorge. 

00 Er vertritt den Verband nach außen in allen Angelegenheiten. Zur 
rechtsgeſchäftlichen Verpflichtung des Verbandes ſowie zur Ausſtellung einer Voll⸗ 
macht iſt die Ausſtellung einer Urkunde erforderlich, die vom Verbandsdirektor 
oder ſeinem Vertreter und einem weiteren Mitgliede des Verbandsausſchuſſes 
unterzeichnet ſein muß. 


a 3 

a) Der Verband iſt berechtigt, innerhalb der ihm übertragenen Zuſtändig⸗ 
keiten durch Satzungen feine Rechtsverhältniſſe und die feiner Mitglieder und 
ſeiner Angehörigen inſoweit zu ordnen, als dieſes Geſetz es zuläßt. Angehörige 
des Verbandes ſind die Einwohner der zum Verbande gehörenden Stadt⸗ und 
Landkreiſe und die juriſtiſchen Perſonen, die in dieſen Stadt⸗ und Landkreiſen 
ihren Sitz haben. 

(2) Durch Satzung können Befugniſſe der Verbandsverſammlung auf den 
Verbandsausſchuß übertragen werden. © 

(3) Der Verband iſt berechtigt, fein Vermögen felbftändig zu verwalten 
unter Beachtung der für die Vermögensverwaltung der Provinzen — bis zum 
Erlaß einer einheitlichen Provinzialordnung für die Vermögensverwaltung der 
Rheinprovinz — gegebenen geſetzlichen Vorſchriften. 

() Der Verband iſt berechtigt, unter Beachtung der geſetzlichen Beſtimmungen 
ſelbſt wirtſchaftliche Maßnahmen im Rahmen des Geſetzes durchzuführen, ſofern 
dies zur Erfüllung ſeiner Aufgaben notwendig iſt. 

6) Der Verband iſt berechtigt, zur Aufbringung der für die Erfüllung der 
Verbandsaufgaben erforderlichen Mittel Steuern, Gebühren und Beiträge zu er⸗ 
heben und Anleihen aufzunehmen nach Maßgabe der für die Provinzen — bis 
zum Erlaß einer einheitlichen Provinzialordnung für die Rheinprovinz — gel⸗ 
tenden geſetzlichen Beſtimmungen. Dabei iſt, ſoweit es ſich um Unternehmungen 
bes Verbandes (insbeſondere Kleinbahnen und Verbandsſtraßen) handelt, welche 
ausſchließlich oder in beſonders hervorragendem oder geringem Maße einzelnen 
Lreiſen zuſtatten kommen, eine entſprechende Mehr⸗ oder Minderbelaſtung dieſer 
Kreiſe vorzunehmen. An die Stelle des Provinzialausſchuſſes tritt der Verbands⸗ 
wusjchuf. 


Sefehfammlung 1920. (Nr. 1189711802) f 45 


291 


6) Über alle Ausgaben und Einnahmen, die ſich im voraus beſtimmen 
DER, N en en / ! 2 8 2 \ 
laſſen, it allfährlich ein Haushaltsplan zu entwerfen und feſtzuſtellen, und nach 
Ed JEHFLA). ein 7 0 | . 1 
Schluß des Nechnungsjahrs Rechnung zu legen. Dabei iſt, ſoweit eine Mehr⸗ 
oder Minderbelaſtung in Frage kommt, eine beſondere Aufſtellung zu führen und 
ein Plan über den Maßſtab aufzuſtellen, nach dem die in dem beſonderen Haus⸗ 
2 e tab aufz en, nach ö 
haltsplan geforderten Zuſchüſſe auf die Mitglieder verteilt werden ſollen. 
) 9 Sell e 
6), Bei der Erhebung von Steuern, Gebühren und Beiträgen iſt auf die 
Herbeiführung eines Ausgleichs zwiſchen den Provinzial und Verbandslaſten 
Rückſicht zu nehmen. 
n 5 16 


() Das Fluchtlinjenweſen geht für das Verbandsgebiet auf den Verband 
in folgender Begrenzung über: : 

1. Der Verband iſt zuftändig zur Feſtſetzung von Fluchtlinien: 

a) für die Durchgangs- oder Ausfallſtraßen, insbeſondere auch für 
ſolche Straßen und Plätze, die über den Bezirk einer Gemeinde 
hinausgehenden auf Schienen betriebenen Beförderungsanſtalten 
dienen oder dienen ſollen; 

p) für die Ausgeſtaltung der Umgrenzung von Grüngebieten, die für 
die Geſamtſiedlung des Verbaudsgebiets von Bedeutung find; 

e) deren Abänderung oder Aufhebung die notwendige Folge der Feſt⸗ 
ſetzung einer Fluchtlinie nach den Beſtimmungen zu a und b iſt. 

2. Über den vorſtehend beſtimmten Umfang hinaus kann der Verband 

nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen für einzelne Teile ſeines 
Gebiets Fluchtlinien⸗ und Bebauungspläne feſtſetzen oder beſtehende 
Fluchtlinien⸗ und Bebauungspläne aufheben oder ändern. Kann nach 
Entſcheidung des Verbandsausſchuſſes eine neue Siedlung oder die Er⸗ 
weiterung einer vorhandenen Siedlung nach Lage der gewerblichen 
Niederlaſſungen oder der vorhandenen oder geplanten Verkehrswege ſowie 
der ganzen Entwicklung der Gemeinden ohne Überfchreitung einer Ge 
meindegrenze zweckmäßig nicht ausgeführt werden, ſo hat der Verbands⸗ 
direktor die beteiligten Gemeinden aufzufordern, binnen einer von ihm 
zu beſtimmenden Friſt einen gemeinſchaftlichen Bebauungsplan aufzu⸗ 
ſtellen, ihn zur Genehmigung einzureichen und nach erfolgter Genehmigung 
durchzuführen. Kommt ein ſolcher Bebauungsplan binnen der geſtellten 
Friſt nicht zur Durchführung, ſo kann der Verband nach Anhörung 
der beteiligten Gemeinden für den betreffenden Teil ſeines Gebiets einen 
af feſtſetzen und, ſoweit erforderlich, beſtehende Fluchtlinien 
aufheben. 

3. Über diejenigen Straßen, Plätze und Flächen, welche unter die Ziffern 1 
und 2 fallen ſollen, wird ein Verzeichnis nebſt planmäßiger Darſtellung 
aufgeſtellt. Erſtmalig, und zwar binnen ſechs Monaten nach dem In⸗ 
krafttreten des Geſetzes, erfolgt die Aufſtellung des Verzeichniſſes durch 
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den Verbandspräſidenten. Der Verbandsausſchuß kann das Verzeichnis 
ergänzen oder berichtigen. Alle drei Jahre iſt das Verzeichnis vom 
Verbandsausſchuſſe neu aufzuſtellen. Die Aufſtellung, Ergänzung und 
Berichtigung erfolgt durch Beſchluß nach Anhörung der Vorſtände der 
beteiligten Gemeinden und Kreiſe. Der Beſchluß iſt den beteiligten 
Gemeinden und Kreiſen nebſt einem Abdruck des Planes oder Planteils 
zuzuſtellen. Gegen den Beſchluß des Verbandsausſchuſſes findet binnen 
zwei Wochen die Beſchwerde beim Verbandsrate ($ 26) und gegen deſſen 
Beſchluß binnen gleicher Friſt die weitere Beſchwerde beim Miniſter für 
Volkswohlfahrt ſtatt. 
Das rechtskräftig feſtgeſtellte Verzeichnis begründet die Zuſtändigkeit 
der Verbandsorgane mit Wirkung für die Beteiligten und für Dritte, 
Solange und ſoweit der Verband von ſeiner Zuſtändigkeit zur 
Feſtſetzung von Fluchtlinien für die in das Verzeichnis aufgenommenen 
Straßen, Plätze oder Flachen keinen Gebrauch macht, können die Ge— 
meinden die Fluchtlinien feſtſetzen. Dieſe bedürfen der Zuſtimmung 
des Verbandsausſchuſſes. Die Zuſtimmung kann durch den Verbandsrat 
erſetzt werden. 


4. Sofern mit Rückſicht auf den Bau und den Betrieb vorhandener oder 
geplanter Kleinbahnen Fluchtlinien in einem über das Bedürfnis des 
ſonſtigen Verkehrs hmausgehenden Ausmaße feſtgeſetzt find oder werden 
oder beſtehende Fluchtlinien abgeändert werden, iſt die wegeunterhaltungs- 
pflichtige Gemeinde für die dadurch und durch den tatſächlich erfolgten 
oder erfolgenden Ausbau der Straße bedingte Steigerung der Wegebaulaſt 
vom Verbande zu entſchädigen. Die Entſchädigung iſt auf Antrag 

der Gemeinde vom Verbandsrate feſtzuſetzen. Gegen feine Entſcheidung 
ſteht den Beteiligten die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren beim 
Oberverwaltungsgericht offen. 


e) Der Verband iſt ferner zuſtändig zur Feſtſetzung von Fluchtlinien für 
Verkehrsbänder (Geländeſtreifen, die Verkehrsmitteln jeder Art, insbeſondere Eifen- 
bahnen, Kleinbahnen oder Kraftwagen, dienen ſollen) und für Flughäfen. Die 
Feſtſetzung der Fluchtlinien für Verkehrsbänder, auch foweit dieſe Geländeſtreifen 
nicht mit Straßenzügen zuſammenfallen, und für Flughäfen hat die gleichen 
Rechtswirkungen, wie ſie im § 11 des Geſetzes, betreffend die Anlegung und 
Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften, 
vom 2. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 561) für die Feſtſetzung von Fluchtlinien 
für Straßen und Plätze vorgeſehen ſind. Die Rechtswirkungen treten mit dem 
Tage ein, an welchem die im vorletzten Abſatz des § 17 dieſes Geſetzes vor- 
geſchriebene Offenlegung beginnt. Auf Verkehrsbänder, ſoweit dieſe Geländeſtreifen 
nicht mit Straßenzügen zuſammenfallen, und auf Flughäfen finden die §§ 12, 
13a, 14, 15 und 15a des vorgenannten Fluchtliniengeſetzes keine Anwendung. 

45* 
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8 17. 


(1) Die Feſtſetzung von Fluchtlinien⸗ und Bebauungsplänen in den Fällen 


des § 16 Abf. 1 Ziffer 1 und 2 und Abſ. 2 erfolgt durch den Verbandsausſchuß 
auf Grund eines Beſchluſſes der Verbandsverſammlung. 

(2) Die Entwürfe der Fluchtlinien⸗ und Bebauungspläne des Verbandes 
ſind mit der Angabe über die durch ſie bedingten Abänderungen der beſtehenden 
Pläne zunächſt den beteiligten Gemeinden und Kreiſen zur Außerung binnen einer 
angemeſſenen, im Streitfall vom Verbandspräſidenten zu beſtimmenden Friſt 
vorzulegen. Auf die Anderungen beſtehender Fluchtlinienfeſtſetzungen infolge der 
Feſtſetzung von Fluchtlinien durch den Verband finden die Vorſchriften des § 10 
Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen und 
Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften, vom 2. Juli 1875 (Geſetzſamml. 
S. 561) keine Anwendung. : : 

(3) Die Fluchtlinien- und Bebauungspläne des Verbandes bedürfen der Zur 
ſtimmung des Verbandsdirektors (§ 21 Abſ. 1). Verſagt der Verbandsdireltor 


die Zuſtimmung und will ſich der Verbandsausſchuß bei der Verſagung nicht 


beruhigen, beſchließt auf fein Anſuchen der Verbandsrat ($ 26). Gegen den 
Beſchluß des Verbandsrats findet binnen zwei Wochen die Beſchwerde beim 
Miniſter für Volkswohlfahrt ſtatt. 

() Nach erfolgter Zuſtimmung find in jeder beteiligten Gemeinde die fie 
betreffenden Planteile unter Kenntlichmachung der Abweichungen von den früheren 
Plänen zu jedermanns Einſicht offenzulegen. Wie dies geſchehen ſoll, wird 
ſowohl vom Verbandsausſchuß in den für die Veröffentlichungen des Verbandes 
beſtimmten Blättern als auch von den einzelnen Gemeindevorſtänden ig der für 
die Gemeinden geltenden Form mit dem Bemerken bekannt gemacht, daß Ein⸗ 
wendungen innerhalb einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen beim Verbands ausſchuß 
anzubringen find. Auch die beteiligten Gemeinden find berechtigt, Einwendungen 


zu erheben. Handelt es ſich um Feſtſetzungen, welche nur einzelne Grundſtücke 


betreffen, ſo genügt ſtatt der Offenlegung und Bekanntmachung eine Mitteilung 
ſen, j 9 gung 


an die beteiligten Grundeigentümer und Gemeinden. 


(5) Über die erhobenen Einwendungen hat, ſoweit fie nicht durch Ver⸗ 
handlungen mit den Beteiligten erledigt werden, der Verbandsxat zu beſchließen; 
gegen ſeinen Beſchluß iſt binnen vier Wochen die Beſchwerde an den Miniſter 
für Volkswohlfahrt zuläſſig. Sind Einwendungen nicht erhoben oder iſt über 
fie endgültig beſchloſſen, ſo hat: der Verbandsausſchuß. die Pläne förmlich feſt⸗ 
zuſetzen, zu jedermanns Einſicht offenzulegen und, wie dies geſchehen ſoll, 
öffentlich bekanntzumachen. 

(6) Sind bei der Feſtſetzung von Fluchtlinien durch den Verband außerhalb 
des Verbandsgebiets liegende Ortſchaften beteiligt, ſo hat unter dem Vorſitz des 
Verbandspräſidenten eine Verhandlung darüber zwiſchen dem Verbandsausſchuß 
und dem betreffenden Gemeindevorſtande ſtattzufinden. Über die Punkte, hin⸗ 


ſichtlich deren eine Einigung nicht zu erzielen iſt, beſchließt der Miniſter für 


Volkswohlfahrt. 
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$ 18. 

a) Soweit der Verband für Straßen feines Gebiets die Wegebaupflicht 
übernommen hat ($ 1 Ziffer 1), hat er auf Grund feiner eigenen und der von 
ihm ſeinen Rechtsvorgängern erſtatteten oder noch zu erſtattenden Aufwendungen 
alle Rechte und Pflichten, welche einer Gemeinde zuftehen und obliegen, ins⸗ 
beſondere die Rechte und Pflichten aus den §§ 12, 15 und 15a des Geſetzes, 
betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten 
und ländlichen Ortſchaften, vom 2. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 561) und aus 
$ 9 de3 Kommunglabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 152). 
Die vom Verband erlaſſenen Statuten unterliegen der Beſtätigung des Verbands⸗ 
rats (§ 26). 

e) Für das Einſpruchs⸗ und Klageverfahren finden die Vorſchriften der 
SS 69, 70 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetzzamml. S. 152) 
mit der Maßgabe Anwendung, daß für den Einſpruch der Verbandsausſchuß und 
für die Klage der Verbandsrat zuſtändig iſt. 

(3) Der Verband hat der betroffenen Gemeinde (Gemeindeverband) die 
bereits für die Straße gemachten Aufwendungen einſchließlich der Aufwendungen 
für Grunderwerb inſoweit zu erſtatten, als der Verband in der Lage iſt, die 
Aufwendungen von den Anliegern wieder einzuziehen. Über Streitigkeiten wegen 
der Übernahme ſelbſt beſchließt der Verbandsrat. Gegen den Beſchluß findet 
binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Miniſter für Volkswohlfahrt ſtatt. 
Über die Erſtattung der Aufwendungen entſcheidet der Verbandsrat im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren, gegen deſſen Entſcheidung die Berufung beim Oberverwaltungs⸗ 
gerichte zuläſſig iſt. 

(4) Die Gemeinden haben innerhalb ihres Gemeindebezirkes das Recht, die 


Verbandsſtraßen zu Leitungen jeder Art zu benutzen; der Verband darf die Straßen 


nur zu ſolchen Leitungen benutzen oder benutzen laſſen, die zum Betriebe von Be⸗ 
förderungsmitteln der im § 16 Ziffer 1 a bezeichneten Art erforderlich ſind. 
Streitigkeiten entſcheidet der Verbandsrat endgültig. 


$ 19. | 

1. a) () Die nach $ 6 des Geſetzes über Kleinbahnen und Privatanſchluß⸗ 
bahnen vom 28. Juli 1892 (Geſetzſamml. S. 225) den wege⸗ 
unterhaltungspflichtigen Kreiſen und Gemeinden des Verbands⸗ 
gebietes zuſtehenden Rechte gehen in den Fällen, in denen öffent⸗ 
liche Wege des Verbandsgebiets zu privaten Bahnunternehmungen 
oder zu Bahnen der Kreiſe und Gemeinden außerhalb ihres eigenen 
Bezirkes benutzt werden ſollen, mit dem Inkrafttreten dieſes Ge⸗ 

ſetzes auf den Verband über. 5 f 
(2) Vor Erteilung einer Zuſtimmung zur Benutzung eines öffentlichen 
Weges durch die vorbezeichneten Unternehmer hat ſich der 
Verband der Zuſtimmung der wegeunterhaltungspflichtigen Kreiſe 
und Gemeinden zu verſichern. Dieſe können, vorbehaltlich der 
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Beſtimmung unter e, verlangen, daß fie von der Laſt der Unter⸗ 
haltung und Wiederherſtellung des benutzten Wegeteils 68 6 Abf. 2 
des Geſetzes über Kleinbahnen uſw.) befreit und für eine etwaige 
Vermehrung der ihnen verbleibenden Wegebaulaſt entſchädigt 
werden. Wird die Zuſtimmung zur Wegebenutzung dem Ver⸗ 
bande gegenüber verſagt, ſo beſchließt hierüber endgültig der 
Verbandsrat (§ 26), der ebenſo über die für die Vermehrung der 
Wegebaulaſt zu zahlende Entſchädigung im Streitfall zu ent⸗ 
ſcheiden hat. Werden dabei wiederkehrende Leiſtungen feſtgeſetzt, 
ſo ſind die Zeiträume zu beſtimmen, in denen die Beteiligten 
eine Nachprüfung verlangen konnen. 

b) () Für die im §7 des Geſetzes über Kleinbahnen uſw. vorgeſehene 
Ergänzung der Zuſtimmung iſt für das Verbandsgebiet in allen 
Fällen der Verbandsrat zuſtändig. Gegen ſeinen Beſchluß findet 
innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde beim Miniſter der offent- 
lichen Arbeiten ſtatt. 

(2) Eine Ergänzung der Zuſtimmung für eine Bahn kann weder 
von den Kreiſen und Gemeinden noch von anderen Unternehmern 
verlangt werden, wenn der Verband erklärt, ſelbſt die Bahn 
bauen zu wollen und die Genehmigung zum Bau und Betriebe 
der Bahn bei den zuſtändigen Behörden nachſucht. 

e) Werden vom Verbande bei Erteilung der Zuſtimmung dem Unter 


nehmer gegenüber Verpflichtungen übernommen, fo kann der Ver⸗ 


band deren Erfüllung ganz oder teilweiſe den Kreiſen und Ge— 
meinden innerhalb ihrer Bezirke für ſeine Rechnung übertragen. 
Für die hierdurch entſtehende geſchäftliche Belaſtung hat der Ver⸗ 
band eine im Streitfall vom Verbandsrat endgültig feſtzuſetzende 
Entſchädigung zu gewähren. 

2. (1) Soweit der Verband für eigene Rechnung Bahnen herſtellt oder her⸗ 
ſtellen läßt, ſo hergeſtellte oder erworbene Bahnen ändert oder erweitert, iſt er 
berechtigt, die hierzu erforderlichen Wege, welche von Kreiſen und Gemeinden zu 
unterhalten ſind oder ihnen eigentümlich gehören, gegen Entſchädigung zu benutzen. 
Dies gilt auch dann, wenn der Verband feine Bahn durch einen Dritten be- 
treiben läßt. 

(2) Die Entſchädigung beſtimmt ſich nach der durch den Bau und Betrieb 
der Bahn hervorgerufenen Steigerung der Wegebaulaſt; ſie iſt jährlich zu ent⸗ 
richten und alle drei Jahre neu feſtzuſetzen. Außerdem iſt eine Entſchädigung 
dann zu gewähren, wenn infolge der Benutzung des Wegekörpers Anlagen, wie 
Baumpflanzungen, Kanaliſations-, Gas-, Maffer-, elektriſche Anlagen uſw., geändert, 
verlegt oder beſeitigt werden müſſen. Wenn der Wegeunterhaltungspflichtige eine 
Anderung in der Art der Straßenbefeſtigung vornimmt, hat ſich der Verband 

an den durch das Vorhandenſein der Bahnanlage entſtehenden Mehrkoſten in 
einem ſeinem Vorteile entſprechenden Umfang zu beteiligen. Über die Höhe der 
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Entſchädigung und über den Anteil an den Mehrkoſten entſcheidet im Streitfall 
der Verbandsrat endgültig. : 

3. Die Anlage, oder Ausbau und der Betrieb von Bahnen durch Kreife 
und Gemeinden bedarf, ſofern beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes die ſtaatliche 
Genehmigung hierzu noch nicht erteilt war, der Zuſtimmung des Verbandes. 
Die Juſtimmung darf nur verſagt werden, wenn das Unternehmen den Intereſſen 
des Verbandes zuwiderläuft. Gegen die Verſagung iſt binnen zwei Wochen nach 
Zuſtellung des betreffenden Beſchluſſes die Beſchwerde an den Verbandsrat und 
gegen deſſen Beſchluß binnen zwei Wochen die weitere Beſchwerde an die Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten und des Innern zuläſſig. 

4. (1) Sobald durch ein Geſetz über die Kommunaliſierung von Wirtſchafts⸗ 
betrieben Gemeinden oder Kreiſen das Recht auf Übernahme von Bahnunter⸗ 
nehmungen gewährt wird, ſteht im Verbandsgebiete dieſes Recht an Stelle der 
Gemeinden und Kreiſe dem Verbande zu, und zwar auch gegenüber den Kreiſen 
und Gemeinden des Verbandsgebiets. 

(2) Stehen mehrere im Verbandsgebiete gelegene Bahnen im Eigentum 
eines Kreiſes oder einer Gemeinde, oder iſt ein Kreis oder eine Gemeinde an 
mehreren ſolcher Bahnen überwiegend beteiligt, ſo können der Kreis und die 
Gemeinde verlangen, daß der Verband bei Übernahme einer der Bahnen auch 
die anderen mitübernimmt, wenn dieſe mit der übernommenen einheitlich betrieben 
werden oder ihre Ertragsfähigkeit bei Nichtübernabme erheblich gemindert werden 
würde. Darüber, ob die Vorausſetzungen zutreffen, entſcheidet im Streitfall der 
Verbandsrat, gegen ſeinen Beſchluß it binnen zwei Wochen die Beſchwerde au 
die Miniſter der öffentlichen Arbeiten und des Innern zuläſſig. 

5. Betreibt der Verband in einer Gemeinde oder einem Kreiſe des Ver⸗ 
bandsgebiets eine Bahn oder läßt er eine ſolche betreiben, ſo hat er auf Ver⸗ 
langen eines Verbandsmitglieds die Genehmigung zum Bau und Betriebe für 
ſolche Bahnlinien nachzuſuchen, die im Anſchluß an die Verbandsbahn zur Er⸗ 
gänzung des vorhandenen Bahnnetzes dienen ſollen. Sind nach Feſtſtellung des 
Verbandsausſchuſſes für die vertangten Bahnen überwiegende Intereſſen des durch⸗ 
gehenden Verkehrs oder weſentliche Siedlungsbelange nicht vorhanden, ſo hat das 
antragſtellende Verbandsmitglied den durch den Betrieb dieſer Bahnen etwa ent⸗ 
ſtehenden Fehlbetrag zu übernehmen. Ob und inwieweit ein ſolcher im einzelnen 
Betriebsjahre vorliegt, entſcheidet im Streitfall endgültig der Verbandsrat. 

6. Über Streitigkeiten, welche ſich aus den in Nr. 1 bis 5 geſchaffenen 
Veziehungen zwiſchen dem Verband und den Kreiſen und Gemeinden ergeben, 
entſcheidet, ſoweit nicht fehon vorſtehend eine Beſtimmung getroffen oder die Zu⸗ 
ſtändigkeit ſtaatlicher Aufſichtsbehörden begründet iſt, endgültig der Verbandsrat. 


§ 20. 
) Der Verbandsausſchuß erteilt die Anſiedlungsgenehmigung innerhalb 
des Verbandsgebiets an Stelle des Kreisausſchuſſes und der Ortspolizeibehörde. 
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Hierbei gelten in Abweichung von dem Geſetze, betreffend die Gründung neuer 
Anſiedlungen, vom 10. Auguſt 1904 (Geſetzſamml. S. 227) folgende Beſtimmungen: 
1; 


Der Einſpruch nach Artikel I $ 15 des genanmien Geſetzes ſteht auch 


dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes zu. 

2. Der Einſpruch des Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes und des Gemeinde⸗ 
vorſtehers nach Artikel I § 15 kann auch durch Tatſachen begründet 
werden, welche eine Gefährdung der öffentlichen Belange der Gemeinden 
beziehungsweiſe des Kreiſes dartun. : 

3. Von dem Antrag auf Erteilung der Anfiedlungsgenehmigung iſt außer 
den im Artikel I $ 16 und § 17 Genaunten auch der Vorſitzende des 
Kreisausſchuſſes in Kenntnis zu ſetzen. Die Beſtimmungen des Artikel! 
§§ 16, 17 finden auf ihn entſprechende Anwendung. s 

4. Von kreisangehörigen Gemeinden und von Gutsbezirken iſt der Antrag 
nach Artikel I$ 17 an den Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes zu richten. 

5. Gegen den Beſcheid des Verbandsausſchuſſes im Falle des Artikel I 
§ 18 Abſ. 2 ſteht nur die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren bei 


dem Verbandsrat und gegen deſſen Entſcheidung binnen zwei Wochen 


die Berufung an das Oberverwaltungsgericht offen. 

6. Die Beſchwerde nach Artikel 1 § 18 Abſ. 4 a. a. O. ſteht unter gleichen 
Vorausſetzungen in den Stadtkreiſen dem Bürgermeiſter beziehungsweise 
Magiſtrat zu. 

7. Der Verbandsausſchuß erläßt den Feſtſetzungsbeſcheid nach Artikel III 
§ 17 a. a. O. und erſtattet das Gutachten nach Artikel III § 17 a a. a. O. 
an Stelle des Kreisausſchuſſes und der Ortspolizeibehörde. 

8. Der Verbandsdirektor, ſofern er nicht Vorſitzender des Verbandsausſchuſſes 
iſt, gemeinſchaftlich mit einem anderen Mitgliede des Verbandsausſchuſſes, 
iſt berechtigt, unter den Vorausſetzungen des § 117 des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. 
S. 195) den Genehmigungs⸗ und Feſtſtellungsbeſcheid vorweg zu erteilen. 

( Das genannte Geſetz tritt auch für die zum Verbande gehörenden Stadt⸗ 
und Landkreiſe der Rheinprovinz mit vorſtehender Maßgabe in Kraft. 

) Der Verbandsausſchuß kann widerruflich feine Befugnis, über die An⸗ 
ſtedlungsgenehmigung zu befinden, für Teile des Verbandsgebiets auf den Kreis⸗ 
ausſchuß oder die Ortspolizeibehörde übertragen. Gegen den Beſcheid des Kreis⸗ 
ausſchuſſes ſteht dem Antragſteller zunächſt der Antrag auf mündliche Verhandlung 
im Verwaltungsſtreitverfahren beim Kreisausſchuß offen: der Vorſitzende des 


Kreisausſchuſſes hat in dieſem Falle einen Vertreter des öffentlichen Intereſſes 


zu beſtellen. Nr. 1 bis 8 des Abſ. 1 finden keine Anwendung. 


| S2L 
6) Dem Verbandsdirektor liegt für die unter den 6 16 Ziffer 1 und 2 
N ra 8 * 7 r - . er ’ * — 
fallenden Straßen, Plätze und Flächen ſowie für die Verkehrsbänder und Flug⸗ 
häfen (§ 16 Abſ. 2) an Stelle der Ortspolizeibehörde die Fluchtlinienpolizei im 
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Sinne des Geſetzes, betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen und 
Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften, vom 2. Juli 1875 (Geſegſamml. 
S. 561) und des Artikel 1 des Wohnungsgeſetzes vom 28. Marz 1918 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 23) ob. Machen die Gemeinden von der Feſtſetzung von Fluchtlinien 
für die in das Verzeichnis aufgenommenen Straßen, Plätze oder Flächen (§ 16 
Ziffer 3) Gebrauch und verſagt der Verbandsdirektor als Fluchtlinienpolizeibehörde 
die Zuſtimmung zu den Fluchtlinien, ſo beſchließt, falls ſich der Gemeindevorſtand 
bei der Verſagung nicht beruhigen will, auf ſein Anſuchen der Verbandsrat ($ 26). 

2) Der Verbandsdirektor kann außer den nad) § 1 Abſ. 2 und nach Artikel] 

Nite 1 Buchſtabe b der genannten Gefetze von ihm wahrzunehmenden polizeilichen 

ückſichten die Feſtſetzung neuer oder die Abänderung beftehender Fluchtlinien⸗ 
und Bebauungspläne ſowohl dem Verband als auch den Einzelgemeinden gegen- 
über verlangen, ſofern ſiedlungspolitiſche, über den Bezirk einer Gemeinde hinaus 
wirkende Gründe, insbeſondere die Freihaltung von Flächen für Durchgangs⸗ oder 
Ausfallſtraßen, für Bahnen oder für Grüngebiete, dies erfordern. Unter den 
gleichen Vorausſetzungen kann der Verbandsdirektor die gemeinſchaftliche Feſtſetzung 
neuer oder die Abänderung beſtehender Fluchtlinien⸗ und Bebauungspläne durch 
mehrere Gemeinden des Verbandsgebiets verlangen, ſofern ſiedlungspolitiſche 
Gründe die gemeinſchaftliche Feſtſetzung oder Anderung erforderlich machen. 
Darüber, ob die Vorausſetzungen für das Verlangen des Verbandsdirektors in 
den vorſtehend genannten Fällen gegeben ſind, beſchließt im Streitfalle der Ver⸗ 
bandsrat. Wird dem Verlangen des Verbandsdirektors ſtattgegeben, tritt er im 
Fluchtlinienfeſtſetzungsverfahren an die Stelle der Ortspolizeibehörde. Kommt der 
Fluchtlinienplan, obgleich der Verbandsrat die Vorausfegungen für das Verlangen 
des Verbandsdirektors anerkannt hat, mit Zuſtimmung des Verbandsdirektors 
binnen einer auf Antrag vom Verbandspräſidenten zu beſtimmenden Friſt nicht 
zuſtande, fo kann der Verband den Fluchtlinienplan feſtſetzen. Der Verbands. 
ausſchuß kann die Aufnahme eines ſolchen Fluchtlinienplans in das im $ 16 
Ziffer 3 genannte Verzeichnis beſchließen. 

(3) Gegen den Beſchluß des Verbandsrats in den Fällen des Abſ. 1 und 2 
findet binnen zwei Wochen die Beſchwerde beim Miniſter für Volkswohlfahrt ſtatt. 

(+) Aber Einwendungen gegen Pläne der Gemeinden, die der Zuſtimmung 
des Verbandsdirektors bedürfen, beſchließt an Stelle der Bezirksausſchüſſe und 
Kreisausſchüſſe endgültig der Verbandsrat. N 

(5) Soweit bei Fluchtlinienfeſtſetzungen der Einzelgemeinden der Verbands⸗ 
direktor nicht mitwirkt, bleibt die Zuſtändigkeit der Gemeindebehörden, Ortspolizei⸗ 
behörden und Kreisausſchüſſe nach Maßgabe der im Abf. 1 genannten Geſetze 
unberührt. 

$ 22. 

I. () Der Verbandsdirektor iſt an Stelle der Orts- oder Kreispolizei⸗ 
behörden befugt, mit Zuſtimmung des Verbandsausſchuſſes für Teile des Verbands⸗ 
gebiets nach Anhörung der beteiligten Gemeindevorſtände oder Kreisausſchäſſe in 
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Angelegenheiten der Baupolizei und des Wohnungsweſens Polizeiverordnungen, 
Sen Bauordnungen und Wohnungsordnungen, zu erlaſſen und . 
rts⸗ und Kreis⸗Bau⸗ und wohnungsordnungen aufzuheben. 

(2) Die Polizeiverordnungen des Verbandsdirektors find unter der Bezeichnung 
»Polizeiverordnung« unter Bezugnahme auf die F dteſes Paragraphen 
durch die vom Verbandspräſidenten hierfür beſtimmten Zeitungen bekanntzu⸗ 
machen. Die Polizeiverordnungen des Verbandsdirektors treten, ſofern in ihnen 
nicht ein anderes geſagt iſt, mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. Im 
übrigen finden auf ſie die gleichen Beſtimmungen Anwendung wie auf die Polizei⸗ 
verordnungen der Ortspolizeibehörde eines Stadtkreiſes. Soweit der Verbands⸗ 
direktor von feiner Befugnis, Bau- oder Wohnungsordnungen zu erlaſſen, Gebrauch 
macht, erliſcht die Befugnis der Kreis und Ortspolizeibehörden zum Erlaſſe ſolcher. 

(3) Solange und ſoweit der Verbandsdirektor von dem Rechte, Bauordnungen 
zu erlaſſen, keinen Gebrauch macht, haben die zuſtändigen Behörden vor Erlaß 
neuer oder Anderung beſtehender Bauordnungen die gutachtliche Außerung des 
Verbandsausſchuſſ es einzuholen. Der Verbandspräſident kann für die Begutachtung 
eine angemeſſene Friſt ſetzen. 


II. Die Befugniſſe aus § 37 der Gewerbeordnung für das Deutſche Reich 
vom 26. Juli 1900 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 871), ſoweit fie ſich auf Beförderungs⸗ 
anſtalten beziehen, die dem zwiſchengemeindlichen Verkehr dienen, werden durch 
den Verbandsdirektor ausgeübt. 

9 23. 

Verbandsausſchuß und Verbandsdirektor können für die Ausübung der ihnen 
obliegenden Geſchäfte die Hilfe der Landräte, Ortspolizeibehörden und Gemeinde⸗ 
verwaltungen des Verbandsgebiets, im Streitfall nach Anorduung des Verbands⸗ 
präſidenten, in Anſpruch nehmen. 

8 24. 

() Die Staatsaufſicht über den Verband wird in erſter Inſtanz vom 
Verbandspräſidenten, in höherer Inſtanz vom zuſtändigen Miniſter unbeſchadet 
der Beſtimmung im § 13 Abſ. 5 nach den für die Aufſicht über die Provinzen 
geltenden Grundſätzen ausgeübt. Bis zum Erlaß einer einheitlichen Provinzial⸗ 
ordnung finden insbeſondere die §§ 51 Satz 2 und 3, 114 bis 116, 118, 119, 
121 und 122 der Provinzialordnung für die Rheinprovinz vom 1. Juni 1887 
(Geſetzſamml. S. 252) ſinngemäße Anwendung. 

(2) Der Verbandspräſident iſt Staatsbeamter und hat ſeinen dienſtlichen 
Sitz am Sitze des Verbandes. 

(2) Auf ihn finden bezüglich der Stellung und Dienſtführung in ſeiner 
Behörde und gegenüber anderen Behörden ſowie bezüglich der Beiordnung der 
erforderlichen Beamten die für den Regierungspräſidenten gegebenen Vorſchriften 
mit der ſich aus feiner Zuständigkeit ergebenden Beſchränkung und vorbehaltlich 
des Erlaſſes einer beſonderen Geſchäftsordnung ſinngemäße Anwendung. 
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§ 25. ö 5 
(1) Soweit nach den Geſetzen bei den Aufgaben, die durch dieſes Geſetz 


dem Verband übertragen werden ($$ 1, 13, 16 bis 21), eine Zuſtändigkeit des 


Regierungspräſidenten oder Oberpräſidenten vorgeſehen iſt, tritt an die Stelle des 
erſteren der Verbandspräſident, an die Stelle des letzteren der zuſtändige Miniſter. 


E) Findet nach den Geſetzen gegen die Entſcheidung des Oberpräſidenten 
die Klage beim Oberverwaltungsgerichte ſtatt, ſo iſt ſie unter Fortfall der Be⸗ 
ſchwerde an den Miniſter gegen die Entſcheidung des Verbandspräſidenten gegeben. 

(3) Der Verbandspräſident iſt an Stelle des Regierungspräſidenten im 
Verbandsgebiete ferner zuſtändig für die Geſchäfte der allgemeinen Landes⸗ 
verwaltung: 

1. in Sachen der Baupolizei im ganzen Verbandsgebiet, insbeſondere als 

Aauſſichtsbehörde, als Beſchwerdebehörde gegen baupolizeiliche Ver⸗ 

fügungen nach §§ 127ff. des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195), zum Erlaſſe 
von Bauordnungen uſw. Über Dispenſe von Beſtimmungen der Bau⸗ 
ordnungen beſchließt, ſoweit nach den im Verbandsgebiete geltenden 
Bauordnungen bisher der Regierungspräſident oder der Bezirksausſchuß 
zuſtändig war, der Verbandspräſident. Gegen den in erſter Inſtanz 
ergehenden Beſcheid des Verbandspräſidenten kann binnen zwei Wochen 
auf Beſchlußfaſſung durch den Verbandsrat angetragen werden; der 
Verbandsrat entſcheidet endgültig 

2. als Aufſichtsbehörde in Sachen der Fluchtlinienpolizei im ganzen Ver⸗ 

bandsgebiet ohne die in den §§ 16 und 21 vorgeſehenen Beſchränkungen; 

3. für das Wohnungsweſen, insbeſondere auch im Sinne des Artikel J 1 b 
und 4a, Aitikel VI § 1 Abſ. 2 und § 5 des Wohnungsgeſetzes vom 
28. März 1918 Geſetzſamml. S. 23). 

Dem Verbandspräſidenten können zur Ausübung der Aufſicht 
über die Tätigkeit der Gemeinden und Ortspolizeibehörden auf dem 
Gebiete der Wohnungsaufſicht Wohnungsaufſichtsbeamte im Sinne des 
Artikel VI § 5 des genannten Geſetzes beigegeben werden, 

4. für Maßnahmen gegen Verunſtaltung von Ortſchaften und landſchaft⸗ 
lich hervorragenden Gegenden, Geſetze vom 2. Juni 1902 (Geſetzſamml. 
S. 159) und vom 15. Juli 1907 (Geſetzſamml. S. 260); 

5. () nach dem Geſetz über Kleinbahnen und Privatanſchlußbahnen vom 
28. Juli 1892 (GGeſetzſamml. S. 225) bezüglich der mit Maſchinenkraft 
betriebenen Kleinbahnen des Verbandsgebiets ſowie der an ſie an⸗ 
ſchließenden, mit Maſchinenkraft betriebenen Privatanſchlußbahnen, und 
zwar auch bezüglich der vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes genehmigten 
Unternehmungen. Geht eine Kleinbahn über das Verbandsgebiet hin⸗ 

aus, jo wird die zuſtändige Genehmigungs- und Aufſichtsbehörde durch 
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den Miniſter der öffentlichen Arbeiten im Einvernehmen mit dem 
Miniſter des Innern beſtimmt. 

(2) Iſt auf Antrag eines Straßenbahnunternehmers der betriebliche 
Zuſammenſchluß feines der Aufſicht des Verbandspräſidenten unter 
ſtehenden Unternehmens mit einer anderen gleichbeaufſichtigten Straßen⸗ 
bahn zugelaſſen worden (§§ 1, 2 des Kleinbahngeſetzes) und wird die 
Genehmigung zur Mitbenutzung des anderen Unternehmens verlangt, 
ſo kann der Verbandspräſident im Einvernehmen mit der zuſtändigen 
Eiſenbahnbehörde dem anderen Unternehmer nach Anhörung und nach 
Durchführung des Planfeſtſtellungsverfahrens (§§ 17, 18 des Klein⸗ 
bahngeſetzes) durch Beſchluß die Verpflichtung auferlegen, die Mit⸗ 
benutzung ſeiner Anlagen und Einrichtungen für einen durchgehenden 
Betrieb und die dafür an ihnen notwendigen Anderungen zu geſtatten, 
wenn und ſoweit ein ſolcher Betrieb zur Befried gung weſentlicher 
öffentlicher Verkehrsintereſſen für erforderlich erachtet wird. Gegen 
dieſe Auflage findet innerhalb zweier Wochen die Beſchwerde an den 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten ſtatt. 

(3) Der Unternehmer, dem die Duldung der Mitbenutzung auf⸗ 
erlegt wird, hat Anſpruch auf eine Vergütung, welche den Erſatz für 
die ihm infolge der Mitbenutzung entſtehenden Aufwendungen ſowie 
eine angemeſſene Entſchädigung für die Hergabe ſeiner Anlagen und 
Einrichtungen und für eine mit der Hergabe verbundene Ertragsminderung 
ſeines Unternehmens umfaßt. 

(4) Können ſich die Beteiligten über die Regelung der durch die 
Mitbenutzung zwiſchen ihnen entſtehenden Beziehungen, insbeſondere 
über die Vergütung, nicht einigen, ſo entſcheidet auf Anrufen eines 
der beteiligten Unternehmer der Verbandsrat, der Friſten feſtzuſetzen 
hat, bei deren Ablauf eine Nachprüfung ſeiner Entſcheidung verlangt 
werden kann. In dem die Mitbenutzungsberechtigung verleihenden 
Beſchluß iſt eine Friſt zu beſtimmen, innerhalb deren der antrag- 
ſtellende Unternehmer den Nachweis der Einigung oder der Anrufung 
des Verbandsrats zu erbringen hat. Bei Nichtinnehaltung der Friſt 
erliſcht das Mitbenutzungsrecht. 

(5) Gegen die Entſcheidungen des Verbandsrats über die Ver⸗ 
gütung ſteht innerhalb eines Monats nach Zuſtellung der Rechtsweg 
offen. Auf Verlangen können die Aufſichtsbehörden die kleinbahn— 
geſetzliche Genehmigung ſchon vor Erledigung des Rechtswegs unter 
der Bedingung erteilen, daß bis zur gerichtlichen Entſcheidung die 
Feſtſetzungen des Verbandsrats vorläufig maßgebend ſind. 

(4) Während der Gültigkeitsdauer der Verordnung zur Behebung der 
dringendſten Wohnungsnot vom 9. Dezember 1919 (Reichs-Geſetzbl. S. 1968) 
iſt für das Verbandsgebiet der Verbandspräfident Bezirkswohnungskommiſſar im 
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Sinne dieſer Verordnung. Der Minifter für Volkswohlfahrt kann im Ein 
vernehmen mit dem Miniſter des Innern dem Verbandspräfidenten dieſe Aufgabe 
auch für benachbarte Bezirke übertragen, die nicht zum Verbande gehören. 


26. 

(1) Soweit nach den Geſetzen bei den Aufgaben, die durch dieſes Geſetz 
dem Verband oder dem Verbandspräſidenten übertragen werden, eine Zuſtändig⸗ 
keit des Bezirksausſchuſſes oder des Provinzialrats vorgeſehen iſt, tritt an ihre 
Stelle der Verbandsrat. Das gleiche gilt für diejenigen Verwaltungsgebiete, in 
denen der Verbandspräſident nach § 25 dieſes Geſetzes als Aufſichtsbehörde be- 
ſtimmt iſt, und für das Verwaltungsſtreitverfahren gegen baupolizeiliche Verfügungen 
G 128 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 — 

Geſetzſamml. S. 195). Iſt in den Geſetzen gegen den Beſchluß des Bezirks- 
ausſchuſſes Beſchwerde an den Provinzialrat gegeben, fällt dieſe fort, ſoweit in 
dieſem Geſetze nicht etwas anderes beſtimmt iſt. 5 

(2) Der Verbandsrat beſteht aus dem Verbandspräſidenten als Vorſitzenden 
und mindeſtens drei weiteren zu ernennenden Mitgliedern und fünf von der Ver⸗ 
bandsperſammlung nach den Grundſätzen der Verhältniswahl zu wählenden Mit⸗ 
gliedern. Die ernannten Mitglieder ſind Staatsbeamte, ſie ſind auf Lebenszeit 
oder für die Dauer der Bekleidung ihres Hauptamts zu ernennen. Von ihnen 
muß einer die Fähigkeit zum Richteramt, einer die Fähigkeit zum höheren Ver⸗ 
waltungsdienſt und einer die Fähigkeit zum höheren techniſchen Verwaltungs⸗ 
dienſte beſitzen. Eins von den Mitgliedern iſt zum dauernden Vertreter des Vor⸗ 
ſitzenden zu beſtellen. Wählbar zum Mirglied iſt jeder Angehörige eines zum 
Verbande gehörigen Stadt- und Landkreiſes, der die Wählbarkeit zur Verbands⸗ 
verſammlung beſitzt. Für jedes gewählte Mitglied iſt ein Stellvertreter zu wählen. 
Die Mitglieder der Verbandsverſammlung und des Verbandsausſchuſſes können 
nicht Mitglieder des Verbandsrats ſein. Die Vorſchriften über die Durchführung 
der Wahl der Mitglieder erläßt der Verbandspräſident. 

(3) Die gewählten Mitglieder ſind nach jeder Neuwahl der Verbands⸗ 
verſammlung neu zu wählen. Die bisherigen bleiben bis zur Neuwahl im Amte. 

(a) Im übrigen finden auf den Verbandsrat die §§ 32, 33 und 34 des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung bem 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. 
S. 195) und das Regulativ vom 28. Februar 1884 zur Ordnung des Geſchäfts⸗ 
ganges und des Verfahrens bei den Bezirksausſchüſſen (Miniſterialblatt für die 
preußiſche innere Verwaltung S. 37) finngemäße Anwendung. 


27 
(1) Gegen die Entfcheidungen des Verbandsdirektors, Verbandsausſchuſſes, 
Verbandspräſidenten und Verbandsrats ſind, ſoweit in dieſem Geſetze nicht etwas 
anderes beſtimmt iſt, die Rechtsmittel gegeben, die nach den Geſetzen gegen die 
Entſcheidungen der Behörden zugelaſſen ſind, an deren Stelle ſie treten. 
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(2) Nach dieſem Geſetze ſeitens des Verbandsdirektors als Ortspoltzeibehörde 
ergehende Entſcheidungen gelten für den Rechtsmittelweg als Entſcheidungen der 
Ortspolizeibehörde eines Stadtkreiſes. 


$ 28. 
Die amtlichen Veröffentlichungen des Verbandes erfolgen durch die Amts⸗ 
blätter der Regierungen in Arnsberg, Düſſeldorf und Münſter. 


6 29. 

() Das Geſetz tritt am 15. Juni 1920 in Kraft. Die die Wahl der 
Verbandsorgane und die Ernennung des Verbandspräſidenten betreffenden Be⸗ 
ſtimmungen ſowie die Vorſchrift im § 16 Ziffer 3 treten ſofort in Kraft. Den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Vorſchriften im § 20 beſtimmt der Ver⸗ 
bandspräſident. N 

(2) Die Zuſtändigkeit der bisherigen Verwaltungsbehörden, Beſchlußbehörden 
und Verwaltungsgerichte bleibt in denjenigen Sachen, die beim Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes bereits in erſter Inſtanz anhängig ſind, unberührt. 

(3) Die zuſtändigen Miniſter find mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauf⸗ 
tragt. Der Verbandspräſident iſt alsbald nach Verkündung des Geſetzes zu ernennen. 

Berlin, den 5. Mai 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


Mr. 11899). Verordnung, betreffend vorläufige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich 
der Ausführung des Friedensvertrags. Vom 25. Mai 1920. 


Auf Grund des Artikel 1 § 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 über Er⸗ 
mächtigung des Juſtizminiſters und des Miniſters des Innern zu Maßnahmen 
anläßlich der Beſetzung von Landesteilen und der Ausführung des Friedens- 
vertrags (Geſetzſamml. S. 115) beſtimme ich: 

Die im § 1 Ziffer 9 der Verordnung vom 4. September 1919 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 145) vorgeſehene und durch die Verordnungen vom 14. September 1919 
(Geſetzſamml. S. 153) und 4. März 1920 (Geſetzſamml. S. 62) bis zum 1. Juli 
1920 hinausgeſchobene Zulegung des Reſtes des Amtsgerichtsbezirkes Tirſchtiegel 
zum Amtsgericht in Meſeritz tritt erſt am 1. Januar 1921 in Kraft. 

Berlin, den 25. Mai 1920. 

Der Juſtizminiſter. 


In Bertretung 
Mügel. 
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Mr. 11900). Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des verein⸗ 
fachten Enteignungsverfahrens zugunſten der der Werſchen⸗Weißenfelſer 
Braunkohlen⸗Aktiengeſellſchaft in Halle a. S. gehörigen Braunkohlengrube 
Emma bei Trebnitz im Kreiſe Weißenfels. Vom 15. Mai 1920. 


Ai Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 27. März 1915 (Gefegfamml. S. 57), vom 25. September 
1915 (Geſetzſamml. S. 141) und vom 15. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 144) 
wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften 
dieſer Verordnung bei der Ausübung des Enteignungsrechts, das der Werſchen⸗ 
Weißenfelſer Braunkohlen⸗Aktiengeſellſchaft in Halle a. S. zur Erweiterung des 
Tagebaues ihrer Braunkohlengrube Emma bei Trebnitz im Kreiſe Weißenfels 
durch Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 19. April 1920 verliehen iſt, 
Anwendung zu finden hat. 
Berlin, den 15. Mai 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


Mr. 11901). Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens zugunſten der der Gewerkſchaft Louiſe ll in Senftenberg, 
Kreis Calau, gehörigen Grube Meuroſtolln bei Meuro. Vom 19. Mai 1920. 


Alf Grund der §§ 1, 9a der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Ent⸗ 
eignungsverfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung 
der Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), vom 25. September 
1915 (Gefegfamml. S. 141), vom 10. April 1918 (Gejegfamml. S. 41) und vom 
15. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 144) wird beſtimmt, daß die Vorſchriften dieſer 
Verordnung auf das Enteignungsverfahren Anwendung zu finden haben, das die 
Gewerkſchaft Louiſe II in Senftenberg, Kreis Calau, als Eigentümerin der Grube 


Meuroſtolln bei Meuro im genannten Kreiſe gegen den Eigentümer der Parzelle 


Gemarkung Meuro Nr. 611/215 zum Zwecke der Überführung von Abraumgleiſen 
über die Parzelle und der Unterfahrung der Parzelle mit einer Hilfsbauſtrecke 
gemäß SF 135 ff. des Allgemeinen Berggeſetzes für die Preußiſchen Staaten vom 
24. Juni 1865 (Geſetzſamml. S. 705) beantragt hat. 

Berlin, den 19. Mai 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Oeſer. Stegerwald. Severing. Lüdemann. 
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(Nr. 11902). Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungs verfahrens bei der Herſtellung der Leitungsanlagen durch das 
Elektrizitätswerk Sachſen⸗Auhalt, Aktien⸗Geſellſchaft in Halle a. S. Vom 
22. Mai 1920. 


Ai Grund des $ 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 25. September 1915 (Geſetzſamml. S. 141) und 15. Auguſt 
1918 Geſetzſamml. S. 144) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungs⸗ 
verfahren nach den Vorſchriften der Verordnung beim Bau einer elektriſchen Hoch⸗ 
ſpannungsleitung von der Transformatorenſtation in Krottorf im Kreiſe Oſchers⸗ 
leben nach dem Kraftwerk Harbke im Kreiſe Neuhaldensleben, Regierungsbezirk 
Magdeburg, Anwendung findet, nachdem dem Elektrizitätswerk Sachſen⸗Anhalt in 
Halle a. S. das Enteignungsrecht für den Bau der Hochſpannungsleitung durch 
Erlaß vom 3. Mai 1920 verliehen worden iſt. 
Berlin, den 22. Mai 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Oeſer. Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom, 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) iſt 
bekannt gemacht: i 

Der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 13. April 1920, 

betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Herne 

für die Erweiterung des Südfriedhofs, durch das Amtsblatt der 

Regierung in Arnsberg Nr. 20 S. 316, ausgegeben am 15. Mai 1920. 


E Redigiert im Büro des Staatsmtniſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Veſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefegiommlung und auf die Haupt⸗Sachverzelchniſſe (1806 bis 1883 za 
6,25 „ und 1884 bis 1913 zu 4,60 %) find an die Poſtauſtalten ju richten. 3 
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